
In der letzten Zeit erreichen uns immer wieder Anfragen, 
die durch Unklarheiten beim Umgang mit verstorbenen 

Patient:innen begründet sind. Immer wieder taucht die Frage 
auf, wie man vorgehen und was man machen soll! Eigentlich ist 
die Antwort ganz einfach: So wie auch sonst immer.

Ich habe in den vergangenen Jahren mehrere Artikel darüber 
verfasst, insgesamt 23 Seiten. Diese wurden in unserer Monats-
zeitschrift Consilium veröffentlicht. Sie finden sie in folgenden 
Ausgaben:
Consilium 10/2020, Seite 8 bis 15
Consilium 11-12/2020, Seite 13 bis 15
Consilium 03/2020, Seite 16 bis 19
Consilium 10/2018, Seite 8 bis 11
Consilium 07-08/2017, Seite 8 bis 11 

Zusätzlich habe ich in den vergangenen Jahren zwei Fortbil-
dungen organisiert, die ich auch moderiert und an denen ich 
vortragend teilgenommen habe. Die erste Fortbildung war am 
21. April 2018. Sie fand in der Kammer physisch statt und war 
überaus gut besucht. Die zweite fand coronabedingt als Webinar 
statt, mehr als 150 Kolleg:innen nahmen am 3. Oktober 2020 
teil, die Rückmeldungen waren positiv bis fast euphorisch. 

Bis 2000 haben die Totenbeschau und das Drumherum hervor-
ragend funktioniert. Die unbezahlten, lediglich pensions- und 
krankenversicherten Gemeindeärzt:innen nahmen ihre Funk-
tion lückenlos und leise wahr. Leider versuchte die Politik, die 
Situation zu verbessern, und schaffte die Gemeindeärzt:innen 
ab:
„St. Pölten (NÖI) Ein neues Gemeindeärzte-Gesetz soll die Pragmati-
sierung für Gemeindeärzte abschaffen. Die Novelle ist derzeit für drei 
Wochen in Begutachtung. Nach der Begutachtung soll ein entspre-
chender Beschluss im Landtag getroffen werden, erklärt LAbg. Alfred 
Riedl.****
Ein Grund dafür ist, dass Pragmatisierungen veraltet und überholt 
sind. Darüber hinaus sind zahlreiche Aufgaben der Gemeindeärzte 
für die Gemeindeverwaltung weggefallen. Wir glauben, dass durch die-
se Maßnahmen auch ein wesentlicher Beitrag zur Deregulierung und 
Privatisierung geleistet wird. So können sich die Gemeinden zukünftig 
auch auf privatrechtlicher Basis ihr Gesundheitssystem flexibler, effi-
zienter und moderner organisieren. Eine Pragmatisierung kann nicht 
mehr verantwortet werden. In Zukunft sollen Gemeindeärzte mit den 
Gemeinden Werksverträge - wie in der Privatwirtschaft - abschließen, 
so Riedl.

Riedl betonte in diesem Zusammenhang aber, dass in bestehende 
Dienstverträge nicht eingegriffen werden könne. Es werde aber sehr 
wohl nach Möglichkeiten gesucht, um die "leere Hülle" – Gemeindearzt 
mit Aufgaben zu füllen. "Wir verstehen darunter beispielsweise eine 
Verpflichtung für alle Gemeindeärzte, mindestens 10 Stunden in der 
Woche für die Gemeinden zur Verfügung zu stehen. Das kann nicht zu 
viel verlangt sein". (23.05.2000, 08:32:00 OTS0021)

Die leere Hülle wurde also befüllt, mit Hochvakuum, und die 
Schwierigkeiten begannen. Heute denkt man ernsthaft über die 
Todesfeststellung durch Bestatter:innen und die telemedizini-
sche Todesfeststellung nach! 
Auf Grund der vielen Anfragen, Rückfragen und Unklarhei-
ten habe ich mich entschlossen, meinen letzten Artikel und die 
FAQs zu aktualisieren und neu zu veröffentlichen. Zusätzlich 
findet am 6. Dezember, als besonderes Nikolo-Geschenk, ein 
Webinar rund um die Totenbeschau statt. Ich werde es wieder 
moderieren und darf bereits heute hervorragende Vortragende 
aus dem Bereich der Gerichtsmedizin, von der Statistik Austria 
und aus der Juristik versprechen!

Manche Begriffe sorgen für Unklarheiten. Hier seien sie noch 
einmal definiert:

Die Todesfeststellung
Dazu sind alle zur selbständigen Berufsausübung berechtigten 
Ärzt:innen befugt. Dabei geht es lediglich um die Feststellung 
des eingetretenen Todes. Hier orientiert sich der:die Ärzt:in ein-
zig an Todeszeichen (Signum mortis). Dabei unterscheidet die 
medizinische Wissenschaft zwischen sicheren und unsicheren 
Todeszeichen.

Sichere Todeszeichen 
Diese reichen per se zur Feststellung des Todes aus. 
Frühe Veränderungen 
•	Leichenblässe	(Pallor	mortis)
•	Totenkälte	(Algor	mortis)
•	Totenflecken	(Livor	mortis)	mit	Auftreten	etwa	20–60	Minu-

ten post mortem
•	Totenstarre	 (Rigor	mortis),	beginnend	mit	der	Kaumuskula-

tur und in der weiteren Folge zu den unteren Gliedmaßen 
absteigend. Wichtig vor allem bei der Schätzung des Todeszeit-
punktes.

•	Mit	dem	Leben	nicht	zu	vereinbarende	Verletzungen	wie	die	
Trennung von Kopf und Rumpf, die komplette Durchtren-
nung des Rumpfes, Verkohlung des Körpers
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Totenbeschau: Ein Update
Der Tod ist nicht das Ende, sondern der Anfang – von bürokratischen Unklarheiten.
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Späte Veränderungen 
•	Putrefaktion	und	Verwesung
•	Besiedelung	durch	Fliegen-	und	Käfermaden,	Ameisen	oder	

Leichenfraß 
•	Skelettierung
•	Adipocire,	die	Leichen-	oder	Fettwachsbildung	unter	Luftaus-

schluss 
•	Mumifizierung	des	Körpers	

Unsichere Todeszeichen 
Unsichere Todeszeichen sind diejenigen Erscheinungen, die 
auch bei Lebenden diagnostiziert werden können:
•	fehlende	Atmung
•	fehlender	Puls
•	Bewusstlosigkeit
•	Abkühlung	des	Körpers	
•	Hautblässe
•	komplette	Lähmung	aller	Muskeln	mit	fehlenden	Pupillenre-

flexen und totaler Areflexie
•	Hornhauttrübung

Bei diesen sogenannten unsicheren Todeszeichen ist die Erfah-
rung des:der Ärzt:in gefordert, leider wird immer wieder (aller-
dings sehr selten) das Vita reducta mit dem Tod verwechselt.
Gerade in der Transplantationsmedizin ist der Hirntod von ent-
scheidender Bedeutung. 

Hinweise für den eingetretenen Hirntod sind
•	weite,	lichtstarre	Pupillen
•	eine	zerebrale	Areflexie,	wobei	spinale	Reflexe	oft	noch	erhal-

ten sind
•	eine	Null-Linie	im	EEG
•	ein	mittels	Angiografie	oder	Doppler-Sonografie	feststellbarer	

Kreislaufstopp in den Vertebralarterien und Karotiden

Die Todesfeststellung ist streng von der amtlichen Totenbeschau 
zu unterscheiden.

Zusammenfassend möchte ich hier das Vorgehen bei der Todes-
feststellung und bei der Totenbeschau skizzieren. Zu jeder Zeit, 
also auch im Wochenenddienst oder in der Nacht können zur 
selbstständigen Berufsausübung berechtigte Ärzt:innen den Tod 
feststellen. In Fällen der Dringlichkeit oder des öffentlichen Inte-
resses kann der Abtransport der Leiche bereits vor der Toten-
beschau angeordnet werden. Diese Bestimmung ist recht weit 
interpretierbar. Eine Leiche, die bei sommerlichen Temperatu-

ren sehr schnell in Verwesung übergeht, ist natürlich zeitnahe 
abzutransportieren. Genauso ist mit Toten auf der Straße, in 
öffentlichen Gebäuden und ähnlichen Plätzen zu verfahren. 
Liegt kein Fremdverschulden vor, so meine ich, dass diese Regel 
eher großzügig angewandt werden soll. Es liegt allerdings immer 
im Ermessen des:der Ärztin. 
Kassenärzt:innen, so sie nicht Gemeindeärzt:innen sind (oder 
einen Werkvertrag mit der zuständigen Gemeinde besitzen), 
sind nicht verpflichtet, den Tod ein zweites Mal festzustellen.
Allerdings hat zeitnah die amtliche Totenbeschau stattzufinden. 
Diese ist, wie schon ausgeführt, durch den:die Gemeindeärzt:in 
der zuständigen Gemeinde oder durch den:die von der 
Gemeinde beauftragte:n und angelobte:n Ärzt:in durchzufüh-
ren. 
Leider kommt es auf Grund der doch nicht klaren Begriffe 
immer wieder zu Missverständnissen.

Hier noch einmal die Zusammenfassung: 
•	Ein:e	 Ärzt:in,	 egal	 ob	 Notärzt:in,	 Ärzt:in	 bei	 141,	

diensthabende:r Ärzt:in am Wochenende oder sonst im Ein-
satz, erfährt von einem vermeintlichen Todesfall. Er:Sie ist 
damit verpflichtet, den:die Patient:in zu untersuchen und den 
eventuell eingetretenen Tod festzustellen. Er:Sie kann auch, 
wenn es die Dringlichkeit oder das öffentliche Interesse gebie-
tet, den Abtransport der Leiche anordnen. Dazu empfiehlt es 
sich, das Formular auf der Website zu verwenden, download-
bar auf www.arztnoe.at/gemeindeaerzte

•	Unabhängig	 davon	 ist	 die	 „amtliche	 Totenbeschau“	 durch	
den:die Gemeindeärzt:in „alt“ oder „neu“ (nicht mehr ange-
stellt, sondern lediglich durch Werkvertrag gebunden) durch-
zuführen. Diese hat im Gegensatz zur Todesfeststellung die 
Sterbeursache zu beinhalten, die weiteren Krankheiten sind 
anzuführen, und es ist festzustellen, ob ein Fremdverschulden 
auszuschließen ist. Hierzu gibt es amtliche Formulare, die in 
der Regel von der Gemeinde, der Bestattung oder dem Stan-
desamt zur Verfügung gestellt werden. In den allermeisten 
Fällen werden diese bereits vorausgefüllt.

Honorierung

Jetzt wird es ein bisschen kompliziert: Die Todesfeststellung im 
niedergelassenen Bereich erfolgt praktisch immer im Rahmen 
einer Visite und ist daher mit der zuständigen Sozialversiche-
rung abzurechnen. Wir haben leider die Erfahrung gemacht, 
dass die bundesweiten Träger (v.a. SVS) bei der Verrechnung der 
„letzten Visite“ Probleme machen. Rechtlich ist eigentlich alles 
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klar. Solange der Tod nicht festgestellt ist, ist ein Vita reducta 
anzunehmen und daher ist eine – wenn auch erfolglose – kura-
tive Leistung zu verrechnen.
Ganz anders verhält es sich mit der amtlichen Totenbeschau: 
Diese ist vom:von der beauftragten und vereidigten Ärzt:in mit 
der Gemeinde zu verrechnen, in der sich der Todesfall ereignete 
bzw. die Leiche aufgefunden wurde. 
Für den:die Gemeindeärzt:in „alt“ gelten folgende Richtsätze: 
EUR 65,50 für die Durchführung der Beschau und das Aus-
füllen der Formulare. Die Rechtslage ist widersprechend. 
Manche Rechtsgelehrte meinen, dass die Totenbeschau im 
„Pauschale“ des:der Gemeindeärzt:in „alt“ liegt und natürlich 
gegen Schuluntersuchungen, Gutachtertätigkeit im Gemeinde- 
interesse gegengerechnet werden kann, andere verneinen dies 
vehement. Fest steht allerdings zweifelsfrei, dass das Honorar 
von Gemeindeärzt:innen „alt“ in der Urlaubs- oder Krank-
heitsvertretung in anderen Sanitätsgemeinden verrechnet 
werden kann. Weiters haben von der Gemeinde beauftragte 
Totenbeschauer:innen gegenüber der Gemeinde Anspruch auf 
Vergütung der Reisekosten, wobei die §§ 100 ff. des NÖ. Landes-
Bedienstetengesetzes, LGBl. 2100, sinngemäß anzuwenden sind 
(für jeden begonnenen Kilometer beträgt die derzeitige Höhe 
des Kilometergeldes EUR 0,42 seit 1. Juli 2008) und auf Ersatz 
der durch die Totenbeschau entstandenen Barauslagen. Leider 
findet sich kein Passus in diesem Gesetz, der eine darüberhinaus-
gehende Honorierung bei erschwerenden Umständen, extremer 
Zeitversäumnis oder Ähnliches regelt. Probieren kann es der:die 
Gemeindeärzt:in „alt“, einen Versuch ist es jedenfalls wert.

Obiges kann auch für Gemeindeärzt:innen „neu“ gelten, wenn 
sie den genormten Werkvertrag, der sich eng am alten Gemeinde- 
arztvertrag orientierte, unterschrieben haben. Allerdings gibt es 
eine gar nicht so kleine Anzahl an Ärzt:innen, die weit bessere 
Konditionen aushandeln konnten. Es gilt also das im Vertrag 
stehende Honorar. Darin können natürlich auch zusätzliche 
Zeitversäumnis, Honorar bei erschwerenden Bedingungen, 
Nacht- oder Wochenendzuschlag und eine vom amtlichen Kilo-
metergeld abweichende Vergütung geregelt sein. Wie Sie sehen, 
ist eine generelle Aussage nur bei den Gemeindeärzt:innen „alt“ 
möglich. 

Elektronische Anzeige des Todes

Manche Gemeinden fordern bereits jetzt die elektronische 
Todesanzeige durch den:die Ärzt:in. Hier auch dazu die Erklä-
rungen:

Infos zu ärztlichen Hausapotheken

Bewilligung einer ärztlichen Hausapotheke
Bei der Ermittlung der Einhaltung der Mindestentfernungen (4 bzw. 
6 Kilometer) zwischen ärztlichen Hausapotheken und öffentlichen 
Apotheken sind fahrbeschränkte Verkehrswege – insb. Fahrverbote 
oder Wohnstraßen – nicht zu berücksichtigen (vgl. VwGH 27. 3. 1991, 
90/10/0029). Liegen Einbahnen oder Kreisverkehre auf der Fahrtstrecke, 
so ist hinsichtlich der Berechnung der Entfernung der Mittelwert zwi-
schen Hin- und Rückweg heranzuziehen (VwGH 27. 3. 1991, 90/10/0026).
Weder eine beantragte noch eine bereits bestehende Filialapotheke 
steht der Erteilung einer Hausapothekenbewilligung entgegen. Dies 
gilt selbst dann, wenn die Hausapotheke für eine Ortschaft beantragt 
wird, in der bereits eine Filialapotheke besteht. Ebenso wenig haben 
bestehende Hausapothekenbewilligungen anderer Ärzt:innen negative 
Auswirkungen auf die Erteilung einer Hausapothekenbewilligung.

Zurücknahme einer ärztlichen Hausapotheke
Die Zurücknahme der Bewilligung zur Haltung einer ärztlichen Haus-
apotheke in einer sogenannten "Ein-Kassenvertragsarzt-Gemeinde" 
ist selbst dann nicht möglich, wenn der Mindestabstand zwischen der 
ärztlichen Hausapotheke und der neu errichteten öffentlichen Apotheke 
weniger als vier Straßenkilometer beträgt, da für die Rücknahme nach 
dem Gesetzeswortlaut sowohl die Voraussetzung des Mindestabstands 
von vier Straßenkilometern zwischen der ärztlichen Hausapotheke und 
der öffentlichen Apotheke als auch die Voraussetzung, dass sich die 
ärztliche Hausapotheke in keiner "Ein-Kassenvertragsarzt-Gemeinde" 
be!ndet, erfüllt sein muss (§ 29 Abs 3 ApG).

Abgabe von Arzneimitteln im Rahmen von Hausbesuchen
Ärzt:innen, die über eine Bewilligung zur Führung einer ärztlichen Haus-
apotheke verfügen, ist es im Rahmen von Visiten gestattet, an die von 
ihnen versorgten Patient:innen Medikamente aus der ärztlichen Haus-
apotheke abzugeben, sofern die Behandlung nicht an einem Ort, an 
dem eine öffentliche Apotheke vorhanden ist, oder im Umkreis von vier 
Straßenkilometern, gemessen von der Betriebsstätte einer öffentlichen 
Apotheke, erfolgt (§ 30 Abs 1 ApG).

Freie Apothekenwahl
Auch Ärzt:innen mit der Berechtigung zur Führung einer ärztlichen 
Hausapotheke haben das Wahlrecht ihrer Patient:innen in Bezug auf die 
abgebende Apotheke zu beachten. Dem Wunsch eines:einer Patient:in, 
für die verordneten Arzneimittel ein (Kassen-)Rezept zur Einlösung in 
einer öffentlichen Apotheke ausgestellt zu bekommen, ist daher von 
hausapothekenführenden Ärzt:innen nachzukommen. 

PRÄSIDENT DR. HARALD SCHLÖGEL
DR. MAX WUDY

Kurienobmann niedergelassene Ärzte
DR. ANDREAS BARNATH

Leiter Referat für Hausapotheken und Medikamentenwesen
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§ 28 Abs. 1 Personenstandsgesetz sieht mit Betriebsaufnahme 
des Zentralen Personenstandsregisters am 1. November 2014 
grundsätzlich die elektronische Abwicklung der Anzeige von 
Todesfällen gegenüber der Personenstandsbehörde vor. Erfolgt 
die Anzeige auf diesem Weg, so sind auch die für statistische 
Zwecke an die Bundesanstalt Statistik Österreich zu übermit-
telnden Daten (medizinische Merkmale) elektronisch zu melden. 
Diese Merkmale werden von den Ärzt:innen im Wege der elek-
tronischen Datenlieferung an ihre Behörde mitgeschickt, sind 
allerdings verschlüsselt und daher nicht einsehbar.
Für eine elektronische Anzeige der Sterbefälle ist lediglich ein 
Internetanschluss erforderlich. Seit 5. Oktober 2016 steht unter 
der neuen Web-Adresse des Bundesministeriums für Inneres 
eine Eingabemaske für die Anzeige eines Todesfalls zur Verfü-
gung. Um Missbrauch auszuschließen, ist für das Öffnen des 
elektronischen Formulars eine Anmeldung (Authentifizierung) 
mittels ID Austria notwendig, wie sie z.B. auch bei Finanz-
Online und anderen elektronischen Behördenkontakten ver-
wendet wird. 
Bedauerlicherweise besteht eine Diskrepanz zwischen der 
Anzeige des Todes gemäß NÖ Bestattungsgesetz und der Anzeige 
des Todes gemäß Personenstandsgesetz.

Die Anzeige des Todes (Todesfallsanzeige) gemäß NÖ Bestat-

tungsgesetz hat grundsätzlich bei der Gemeinde zu erfolgen. 

Zur Anzeige ist demnach verpflichtet, wer den Todesfall zuerst 

wahrgenommen oder die Leiche aufgefunden hat.

Die Anzeige des Todes gemäß Personenstandsgesetz hat beim 
Standesamt zu erfolgen.
Die Anzeige des Todes obliegt der Reihe nach:
•	Dem:der Leiter:in der Krankenanstalt, in der die Person 

gestorben ist;
•	dem:der Ärzt:in, der:die die Totenbeschau vorgenommen 

hat;
•	der Behörde oder der Sicherheitsdienststelle, die Ermitt-

lungen über den Tod durchführt;
•	dem:der Ehegatt:in oder sonstigen Familienangehörigen 

oder dem:der eingetragenen Partner:in;
•	dem:der letzten Unterkunftgeber:in;
•	sonstigen Personen, die vom Tod auf Grund eigener Wahr-

nehmungen Kenntnis haben.

Die Anzeige des Todes an das Standesamt hat spätestens am auf 
den Todesfall folgenden Werktag im Datenfernverkehr durch 
Übermittlung an ein vom Betreiber des ZPR bezeichnetes Ser-
vice (Arbeitsspeicher) zu erfolgen. Liegen die technischen Vor-

Valorisierung der Tarife und Neuerungen im 
Vorsorgeuntersuchungs-Gesamtvertrag

Die Bundeskurie niedergelassene Ärzte konnte mit dem Dachverband 
der SoziaIversicherungsträger im Rahmen eines Zusatzprotokolls eine 
Adaptierung des Vorsorgeuntersuchungs-Gesamtvertrages umsetzen. 
Dieses 4. Zusatzprotokoll umfasst folgende Themenschwerpunkte:

Valorisierung der Tarife
Der derzeitige Allg. VU-Tarif in Höhe von EUR 88,-- konnte rückwirkend 
per 1. Jänner 2024 auf EUR 105,-- angehoben werden.
Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang, dass die Erhöhung für 
den:die jeweilige:n Ärzt:in nur dann in Kraft tritt, wenn ab 1. Juli 2024 
die Befundblätter für Vorsorgeuntersuchungen elektronisch übermittelt 
werden. Andernfalls wird der bisherige Tarif ausbezahlt.
Die SoziaIversicherungsträger starten voraussichtlich ab September mit 
der rückwirkenden Auszahlung des neuen VU-Tarifes. Sobald uns zur 
Abwicklung eine konkrete Vorgehensweise von Seiten der SV-Träger 
vorliegt, werden wir Sie darüber informieren.
Ab 1. Jänner 2025 erfolgt eine weitere Erhöhung des Tarifs für die Allge-
meine Vorsorgeuntersuchung auf EUR 110,--.

Ergänzung zu den VU-Tarifen
Mit dem Tarif sind auch jene die VU betreffenden administrativen Tätig-
keiten abgegolten, die sich aus dem VU-GV in der derzeit geltenden Fas-
sung einschließlich dieser gesamtvertraglichen Vereinbarung ergeben. 
Die VU-Befunde sowie die VU-Vertragspartner:innen werden mit einem 
soziaIversicherungsweit einheitlichen Pseudonym versehen. Die Pseu-
donymisierung erfolgt durch die Pseudonymisierungsstelle des DVSV.

(Weiter)-Entwicklung der Digitalisierungsvorhaben
Darüber hinaus hat die Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte Unter-
stützung bei der Umsetzung von DigitaIisierungsvorhaben der Sozialver-
sicherung zugesagt:
•	 Entwicklung	und	Abstimmung	eines	Projektplans	für	die	e-Verordnung
•	 VU-Daten	in	ELGA
•	 Überarbeitung	der	VU-Anamnesebögen	und	Befundblätter
•	 Digitale	 Befundblätter	 im	 Rahmen	 des	 gynäkologischen	 VU-Pro-

gramms

Die konkreten Inhalte und Abläufe werden in einem weiteren Schritt 
unter Einbindung der Ärztekammer festgelegt. Details zu den Projekten 
werden verhandelt und in gesonderten Vereinbarungen geregelt.

Weiterentwicklung des Vorsorgeuntersuchungsprogramms
Zur inhaltlichen Weiterentwicklung des derzeitigen Programms haben 
unter Einbindung des Referates für Vorsorgemedizin bereits Gespräche 
mit den SoziaIversicherungsträgern stattgefunden. Bis 2025 sollen die 
erarbeiteteten Inhalte vorliegen.

www.arztnoe.at/vorsorgeuntersuchung
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aussetzungen dafür nicht vor, ist die Anzeige an die Personen-
standsbehörde am Ort des Todes zu richten.
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass in der 
Regel der:die Totenbeschauer:in (im extramuralen Bereich) zur 
Anzeige des Todes an das Standesamt verpflichtet ist. Sofern 
keine technischen Möglichkeiten (kein Computerzugang, keine 
berufliche ID Austria etc.) zur Verfügung stehen, kann diese 
Anzeige jedoch weiterhin in Papierform erfolgen!

Kriminalpolizeiliche Totenbeschau

Bei der kriminalpolizeilichen Totenbeschau handelt es sich um 
einen Sonderfall der Beschau. Diese wird dann durchgeführt, 
wenn der Verdacht auf Fremdverschulden (siehe auch §128 
StPO) vorliegt.
(1) Sofern nicht ein natürlicher Tod feststeht, hat die Kriminalpoli-
zei einen Arzt beizuziehen und grundsätzlich am Ort der Auffindung 
die äußere Beschaffenheit der Leiche zu besichtigen, der Staatsanwalt-
schaft über das Ergebnis der Leichenbeschau zu berichten und dafür zu 
sorgen, dass die Leiche für den Fall der Obduktion zur Verfügung steht.
(2) Eine Obduktion ist zulässig, wenn nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass der Tod einer Person durch eine Straftat verursacht worden 
ist. Sie ist von der Staatsanwaltschaft anzuordnen, die mit der Durch-
führung eine Universitätseinheit für Gerichtliche Medizin oder einen 
Sachverständigen aus dem Fachgebiet der Gerichtsmedizin, der kein 
Angehöriger des wissenschaftlichen Personals einer solchen Einrichtung 
ist, zu beauftragen hat.

Vorab: Kein:e niedergelassene:r Ärzt:in ist zur Durchführung 
einer kriminalpolizeilichen Leichenbeschau verpflichtet. Eine 
Verpflichtung gibt es nur für Polizeiärzt:innen.
Die Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte der ÖÄK hat 
mit Beschluss vom 22. Juni 2012 einen Empfehlungstarif und 
die zur Erleichterung der Abrechnung dafür erstellte Muster-
honorarnote als Empfehlung beschlossen, diese finden Sie 
auf der Webseite der Ärztekammer für NÖ zum Download: 
www.arztnoe.at/gemeindeaerzte 

Es möge jede:r für sich entscheiden, ob er:sie für diese Honorar-
sätze eine kriminalpolizeiliche Totenbeschau inklusive Befund 
durchführt.

Ich hoffe mit diesen Zeilen etwas Klarheit in die verwirrende 
Gesetzeslage gebracht zu haben und stehe für weitere Fragen 
gerne zur Verfügung.

VP DR. MAX WUDY
Kurienobmann der niedergelassenen Ärzte

max.wudy@arztnoe.at

In der kommenden Ausgabe des Consilium werden die häufigsten 
Fragen zum Thema Totenbeschau ausführlich behandelt. Diese 
FAQ finden Sie auch auf www.arztnoe.at/gemeindeaerzte. 
Selbstverständlich werden die Fragen dort laufend aktualisiert 
und ergänzt.
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Die rechtsverbindliche Ausschreibung erfolgt einmal 

monatlich, spätestens bis zum 15. des Kalendermonats im 

Internet unter www.arztnoe.at/kassenstellen.

Informationen:

•	Mag.a Gertraud Wohlmuth, Tel. +43 1 53751 232 

•	Ärzt:innen	für	Allgemeinmedizin:	 
Andrea Dutter, Tel. +43 1 53751 225 

•	Fachärzt:innen:	Claudia	Graner,	Tel.	+43	1	53751	246	

Ausschreibung von Vertrags-

arztstellen im Internet

Service – Qualität - Kompetenz
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